Sitzung des Stadtrates am 29.09.2008, Nr.7
offentlich

Stadtumbau Innenstadt Ludwigshafen/Rh. - Richtlinie zur Bezuschussung von privaten
Maflinahmen

KSD 20080391/1

ANTRAG

nach der einstimmig ausgesprochenen Empfehlung des Bau- und Grundstlicksausschusses
vom 15.09.2008

Der Stadtrat moge die beigefligte Richtlinie zur Bezuschussung von privaten MaRnahmen
beschlielRen.

Die Verwaltung/W.E.G. wird beauftragt, Anderungserfordernisse, die sich aus den laufenden
Abstimmungsgesprachen mit dem Land/der ADD ergeben und die die Grundsatze der
Richtlinie nicht berlhren, in den vorliegenden Entwurf einzuarbeiten.


Verwendete Distiller Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v3.0.2" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 7.0.x kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Verwenden Sie diese Einstellungen zum Erstellen von Adobe PDF-Dokumenten, von denen Sie hochwertige Prepress-Drucke erzeugen möchten. Erstellte PDF-Dokumente können mit Acrobat und Adobe Reader 5.0 oder höher geöffnet werden.
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.4
     Komprimierung auf Objektebene: Nur Tags
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 600 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Ja
Papierformat:
     Breite: 208.25 Höhe: 294.7 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 300 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 450 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 300 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 450 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 1800 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Ja
Untergruppen, wenn benutzte Zeichen kleiner als: 100 %
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: 
     Farbmanagement: Alle Farben in CMYK konvertieren
     Wiedergabemethode: Standard
Arbeitsfarbräume:
     Graustufen Arbeitsfarbraum: Dot Gain 20%
     RGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
     CMYK Arbeitsfarbraum: U.S. Web Coated (SWOP) v2
CMYK-Werte für kalibrierte CMYK-Farbräume beibehalten: Ja
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Anwenden
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Ja
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Ja
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Ja
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

PDF/X --------------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Nein

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 7050
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Ja
Graustufenbilder beschneiden: Ja
Schwarzweißbilder beschneiden: Ja
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Nein
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Ja
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de


Begrindung:

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 30.10.2006 das Stadtumbaugebiet Innenstadt
entsprechend § 171b BauGB beschlossen. Damit sind grundsatzlich Vorhaben im Gebiet
forderfahig. Gleichzeitig hat der Stadtrat am 10.12.2007 innerhalb des Stadtumbaugebietes
formliche Sanierungsgebiete nach § 142 (4) BauGB beschlossen, in denen zur
Unterstltzung privater MaRnahmen mindestens steuerliche Abschreibungsmoglichkeiten
wahrgenommen werden kénnen.

Zur Festlegung von Entwicklungszielen und um die finanziellen und personellen Ressourcen
der Stadt und des Landes zu bindeln und auf die Neustrukturierung der Innenstadt zu
konzentrieren, hat der Stadtrat am 30.10.2006 das Entwicklungskonzept Innenstadt
verabschiedet. Auf diesen inhaltlichen Vorgaben aufbauend wurde nunmehr die
nachfolgende Richtlinie als formale Umsetzungsgrundlage erarbeitet. Die Richtlinie regelt
mehrere Forderansatze, die sich zum Teil aus den vorhandenen Richtlinien in anderen
Sanierungsgebieten bzw. aus den URBAN-Richtlinien der vergangenen Jahre ableiten. Mit in
Kraft setzen der Richtlinie (nach Beschluss des Stadtrates und Genehmigung durch die
ADD) bestehen folgende Unterstitzungsmaoglichkeiten mit 6ffentlichen Geldern (vereinfachte
und zusammenfassende Darstellung !):



Im gesamten Stadtumbaugebiet :
e Projektférderung Uber Stadtumbauvertrage, Férderhohe nicht festgelegt

Im engeren Citybereich (6stlich der Heinigstralle):

e Unterstlutzung von Umbau- und Modernisierungsmafinahmen bis zu einer Hohe von
50.000 EUR

e Unterstitzung von Fassadensanierungen bis zu einer Hohe von 50.000 EUR
Unterstlitzung von gastronomischen Betrieben bis zu einer Héhe von 50.000 EUR

o Unterstitzung von klein- und mittelstdndischen Betrieben des Handels und im
Dienstleistungsbereich (KMU) bis zu einer Hohe von 50.000 EUR

e Unterstitzung von neuen Arbeits- und Ausbildungsplatzen bis zu 50.000 EUR

Angaben jeweils pro Gebaude/Betrieb/Vorhaben, Regelférderung

Die Finanzierung und Ausstattung der Programme erfolgt nach Malgabe der
Mittelbewilligungen des Landes Rheinland-Pfalz im Zusammenhang mit den
Stadtumbaumitteln (,Ministermillion®) und den EFRE-Mitteln des Landes und der EU.

Anlage:

Stadtumbau Innenstadt Ludwigshafen/Rh.,
Richtlinie zur Bezuschussung von privaten MalRnahmen



Stadtumbau Innenstadt Ludwigshafen am
Rhein

Richtlinie zur Bezuschussung von privaten
MaRnahmen

Entwurf (Stand 28. August 2008)
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Praambel
Bedeutung und Ziele des Stadtumbaus

Die Stadt Ludwigshafen am Rhein hat per Stadtratsbeschluss am 30.10.2007 die
stadtebauliche Erneuerungsmallnahme  ,Stadtumbaugebiet  Ludwigshafen
Innenstadt® gemall § 171 ¢ BauGB beschlossen. Diese ist als Gesamtmallinahme
darauf ausgerichtet, fir ein raumlich abgegrenztes Gebiet ein Geflecht zahlreicher
offentlicher und privater stadtebaulicher Einzelma3nahmen uber einen langeren
Zeitraum koordiniert und aufeinander abgestimmt vorzubereiten und zlgig
durchzufuhren. Alle MaRnahmen ordnen sich dabei dem vom Stadtrat der Stadt
Ludwigshafen am Rhein am 30.10.2006 beschlossenen ,Entwicklungskonzept
Innenstadt® und den darin definierten Zielen unter und leiten sich daraus ab.

Ludwigshafen, das rheinland-pfalzische Oberzentrum in der Metropolregion Rhein-
Neckar, muss sich neu aufstellen, um den veranderten Rahmenbedingungen in
Stadt und Region Rechnung zu tragen. Ludwigshafen hat das Ziel, seine
Bedeutung als Einkaufs- und Wohnstadt neben der ausgepragten
Wirtschaftskompetenz zu starken und ausbauen. Derzeit flie3t deutlich mehr
Kaufkraft in das Umland ab, als die Stadt aus der Region generiert. Zudem gilt es,
das belastete Image als Wohnstandort zu uberwinden. Mit seinen Neubaugebieten
in den zumeist dorflich gepragten Stadtteilen kann sich Ludwigshafen dem Umland
entgegen stellen und die Abwanderung von mittleren Bevolkerungsschichten
mindern. Zukulnftig gilt es, die Innenstadt als attraktive Wohnlage zu erschliel3en.
Hier zeigt sich eine Entwicklung hin zum Kern. In jingster Vergangenheit wurde
bereits das Westend-Viertel am westlichen Rand der Innenstadt deutlich
aufgewertet. Im Suden entwickeln sich derzeit ehemalige Gewerbebrachen und
Hafenbereiche zu begehrten Wohnlagen (z.B. Rheinufer Sud). Die Untersuchungen
im Rahmen der Erstellung des Entwicklungskonzeptes Innenstadt haben aber auch
gezeigt, dass die Innenstadt von einem sehr homogenen und in Teilen nicht mehr
zeit- und bedarfsgemalen Wohnungsbestand gepragt ist. Das erklart die relativ
einseitige Bevolkerungsstruktur sowie die zahlreichen Wanderungsbewegungen.
Ziel ist es daher, das bestehende Wohnungsangebot fur breite
Bevolkerungsschichten attraktiv. = zu machen und die ansassigen
Innenstadtbewohner  durch  ein  attraktives Umfeld und  zeitgemalie
Wohnungsangebote starker an den Wohnstandort Innenstadt zu binden.

Hierzu gehdrt unabdingbar auch ein wohnortnahes Angebot an Ausbildungs- und
Arbeitsplatzen. Ein hohes Gewicht der Innenstadt als Wirtschafts- und
Handelsstandort ist die Grundlage far eine zukunftsgerichtete
Innenstadtentwicklung.

Mit der Aufgabe des Containerumschlages am Zollhofhafen, nur wenige Schritte
von der heutigen Innenstadt Ludwigshafens entfernt und dem Bau eines neuen,
privat finanzierten Stadtquartiers mit dem Einkaufszentrum Rheingalerie, bietet sich



der Stadt die Chance zu einer deutlichen Kurskorrektur. Diese wird unter anderem
durch die folgenden Ziele und Handlungsfelder beschrieben:

Die Innenstadt wird einer funktionalen Neuordnung unterzogen. Die bisherige Top —
Handelslage zwischen Rathaus-Center und Bahnhofstral3e soll weiter gestarkt und
attraktiviert werden, indem neue oder bestehende Geschafte aus den Ubrigen
Bereichen der Innenstadt sich hier konzentrieren. Das Entwicklungskonzept
Innenstadt spricht in diesem Zusammenhang von einer Kompaktierung der
Handelslagen. Damit wird auf die zu langen Fuldigangerzonen und Einkaufsbereiche
in der Innenstadt reagiert. Die innerstadtische Funktionsvielfalt gilt es zu erhalten
und am Rheinufer mit funktionalen Bezugen als Alleinstellungsmerkmal in der
Region zu verankern. Von Funktionsverlusten betroffene Teile der Innenstadt sind
offensiv als Standorte fur Dienstleistungen, Gastronomie und Wohnen zu
entwickeln.

Die Stadt Ludwigshafen setzt bei der Umsetzung der Stadtumbau-Ziele in hohem
MaRe auf die Mitwirkungsbereitschaft und das Engagement privater
Immobilieneigentimer, der Einzelhandler und Geschaftstreibenden vor Ort sowie
auf private Investitionen. Daher sollen ca. 70% der verfugbaren Fordermittel private
MaRnahmen unterstitzen. Die restlichen 30% werden fur Planungen und
Malnahmen zur Verbesserung des offentlichen Raumes eingesetzt, mit dem Ziel,
die private Investitionsbereitschaft weiter zu erhéhen.

Aus diesem Grund werden auch in raumlicher und inhaltlicher Hinsicht
Forderschwerpunkte innerhalb des Stadtumbaugebietes gebildet. Die Fokussierung
tragt dem effizienten Ressourcen- und Mitteleinsatz Rechnung und soll weitere
Anreize fur die private Modernisierungstatigkeit bilden.

Das Stadtumbaugebiet Innenstadt Ludwigshafen am Rhein ist Teil des
Modellvorhabens ,Lernender Stadtumbau® des Ministeriums des Innern und far
Sport (ISM) des Landes Rheinland-Pfalz. Im Rahmen des Modellvorhabens sollen
neue Ansatze der Umsetzung des Stadtumbaus erarbeitet werden. Diese Richtlinie
ist ein erster Bestandteil des Modellkonzeptes. Im weiteren Verlauf des Projektes
sollen vertragliche Vereinbarungen zwischen Stadt und Land Rheinland-Pfalz sowie
die Einberufung eines Lenkungskreises mit Vertretern des Landes, der
Mittelbehdrden und der Stadt, diese Richtlinie umsetzen und weiterentwickeln.



Teil 1

Verbesserung der Wohnungssituation und des
Erscheinungsbildes der Innenstadt



1. Forderung von Modernisierungs-/InstandsetzungsmafRnahmen
an privaten Gebauden innerhalb des ,,Stadtumbaugebietes
Ludwigshafen, Teilbereich - Mitte*

§1

Allgemeine Forderungsvoraussetzungen

Die Durchfuhrung der einzelnen Modernisierungs- /Instandsetzungsmaflnahmen
muss im Offentlichen Interesse liegen. Aullerdem werden MalRnahmen gefordert,
die in der jeweils geltenden und von der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion
(ADD) genehmigten Fortschreibung des Rahmenplans als modernisierungs-
/instandsetzungsbedurftig ausgewiesen sind.
Modernisierungs-/Instandsetzungsmanahmen kommen fur Gebaude in Betracht,
die bei der Durchfihrung der Sanierung und Entwicklung erhalten bleiben sollen
und nach ihrer inneren oder aulleren Beschaffenheit in einer objektiven
Gesamtbetrachtung Missstande und Mangel im Sinne des § 177 BauGB aufweisen,
deren Beseitigung oder Behebung durch Modernisierung/Instandsetzung moglich
ist.

Berucksichtigungsfahig sind Gebaude, bei denen noch ein verwertbarer Bestand
zur Verfugung steht. Die Restnutzungsdauer nach Modernisierung/Instandsetzung
soll in der Regel mindestens 30 Jahre betragen.

Modernisierung ist die Beseitigung von Missstanden durch bauliche MalRnahmen,
die entsprechend den Zielsetzungen der Sanierung oder Entwicklung den
Gebrauchswert von Gebauden nachhaltig erhéhen, damit sie insbesondere den
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse
entsprechen.

Durch Instandsetzung zu behebende Mangel liegen vor, wenn durch nachtragliche
Verschlechterung des Gebaudes (z.B. durch  Abnutzung, Alterung,
Witterungseinflliisse oder Einwirkungen Dritter) insbesondere die
bestimmungsgemalie Nutzung des Gebaudes nicht unerheblich beeintrachtigt wird,
das Gebaude nach seiner aufReren Beschaffenheit das StralRen- oder Ortsbild nicht
nur unerheblich beeintrachtigt oder das Gebadude erneuerungsbedurftig ist und
wegen seiner stadtebaulichen, insbesondere geschichtlichen oder klnstlerischen
Bedeutung erhalten bleiben soll. Nicht gefordert werden kann die Instandhaltung
(Unterhaltung), es sei denn, sie ist Teil einer umfassenden Modernisierung und
Instandsetzung. FUr Gebaude, deren Fertigstellung weniger als 25 Jahre
zuruckliegt, wird in der Regel eine Forderung nur auf die Beseitigung oder
Behebung der aulieren Missstande und Mangel begrenzt.

Sofern es sich um ein wegen seiner geschichtlichen, kunstlerischen oder
stadtebaulichen Bedeutung erhaltenswertes Gebdude handelt, sind auch
Aufwendungen far Malnahmen, die der Erhaltung, Erneuerung und
funktionsgerechten Verwendung des Gebaudes dienen, berlcksichtigungsfahig, die
uber die Aufwendungen fur Modernisierungs-/InstandsetzungsmafRnahmen i.S.d. §
177 BauGB hinausgehen.



Bei gewerblich genutzten Gebauden und Gebaudeteilen stehen die stadtebaulichen
Zielsetzungen, die Erreichung der allgemeinen Anforderungen an gesunde
Arbeitsverhaltnisse und die Sicherheit der im Gebaude arbeitenden Menschen im
Vordergrund.

Vor Beginn der Baumalnahme muss die Modernisierungs-/Instandsetzungs-
vereinbarung abgeschlossen sein, es sei denn, es wurde im Einzelfall einem
vorzeitigen Vorhabenbeginn zugestimmt.

Modernisierungs-/Instandsetzungsmallnahmen sollen grundsatzlich miteinander
verbunden durchgeflihrt und geférdert werden. Aus technischen, dkonomischen
oder sozialen Grunden kann die Modernisierung/Instandsetzung im Einzelfall auch
in mehreren Abschnitten (stufenweise Modernisierung/Instandsetzung) durchgefihrt
werden.

Eine Malnahme im Sinne dieser Richtlinie kann nur mit Stadtumbaumitteln
unterstitzt werden, wenn sich diese im Stadtumbaugebiet Ludwigshafen,
Teilbereich Innenstadt — Mitte, befindet (siehe Plan ,Geltungsbereich
Modernisierungs- /Entsiegelungsprogramm?®).



Stadtumbau Innenstadt Ludwigshafen am Rhein
Richtlinie zur Bezuschussung von privaten MaBnahmen
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§2

Modernisierungs- und Instandsetzungsumfang



Gefordert werden wohnraumwirksame Modernisierungs-
/Instandsetzungsmalinahmen sowie Modernisierungs-/Instandsetzungsmalinahmen
zum Herrichten von Gebauden und ihres Umfeldes fur Handel, Dienstleistungen
und Gewerbe einschlieRlich technologieorientierter Nutzungen.

Bei der Ermittlung der Modernisierungs-/Instandsetzungskosten konnen
grundsatzlich alle baulichen Malinahmen berucksichtigt werden, die im Hinblick auf
die Sanierungsziele notwendig sind, den anerkannten Regeln der Technik
entsprechen und ortsublich sind. Auch bauliche MaRnahmen zur Verbesserung der
aulleren Gestaltung der Gebaude im Sinne einer Stadtbildaufwertung konnen
gefordert werden.

Bedarf und Wirtschaftlichkeit der Modernisierungs-/Instandsetzungsmafnahme sind
nachzuweisen.

Grundlage fur die Berechnung der Gesamtkosten ist eine Kostenschatzung nach
der DIN 276.

Die Kosten mussen im Hinblick auf die Erhéhung des Gebaudewertes und die
Nutzungsdauer des Gebaudes unter Berucksichtigung seiner stadtebaulichen
Bedeutung und Funktion vertretbar sein und durfen voraussichtlich nicht mehr als
die Kosten eines vergleichbaren Neubaus betragen.

Bei Gebauden von geschichtlicher, kunstlerischer oder stadtebaulicher Bedeutung
konnen auch entsprechend notwendige Mehrkosten, die durch den besonderen
Charakter des Gebaudes verursacht sind, einbezogen werden; die Kosten durfen
dann voraussichtlich das Eineinhalbfache der Kosten eines vergleichbaren
Neubaus nicht Uberschreiten. Dies gilt auch fur Gebaude von strukturpolitischer,
konversionsbedingter oder technologieorientierter Bedeutung.

Notwendige Kosten fur Aufstockungen und Erweiterungen kdnnen dann einbezogen
werden, wenn Aufstockung und Erweiterung den Sanierungszielen entsprechen und
insgesamt in der Regel weniger als die Halfte der Nettonutzflache im bisherigen
Bestand erreichen.

Nicht berucksichtigt werden konnen in der Regel Kosten von MaRnahmen, die den
Gebrauchswert des Gebaudes so verandern, dass er infolge der Modernisierung
nach Beendigung der MalRnahmen weit Uber den Anforderungen der Sanierung
oder Entwicklung liegt. So kdnnen z.B. Modernisierungsmalnahmen, die deutlich
zu einer unerwiinschten Anderung der bestehenden Sozialstruktur (z.B. sog.
Luxusmodernisierungen von Wohnungen) oder Gewerbestruktur flhren, nicht
bertcksichtigt werden. Dazu gehoren ebenfalls Kosten fur den Einbau eines
offenen Kamins oder eines Kachelofens, wenn bereits eine Heizungsanlage
vorhanden ist, oder von Schwimmbecken, Sauna, Bar oder ahnliche Einrichtungen.

Bei der Ermittlung der Kosten sind weiter nicht zu bertcksichtigen:
Kosten, die von einer anderen Stelle Uber einen Zuschuss getragen werden (vgl. §
177 Abs. 4 Satz 2 BauGB).



Kosten, die der Eigentumer auf Grund anderer Rechtsvorschriften selbst tragen
muss oder die entstehen, weil er nach den Feststellungen der Gemeinde
Instandsetzungen unterlassen hat und nicht nachweisen kann, dass ihre Vornahme
wirtschaftlich unvertretbar oder ihm nicht zuzumuten waren (vgl. § 177 Abs. 4 Satz
3 BauGB) und

Kosten, die ausschliel3lich fir Aufgaben der Denkmalpflege anfallen.

FUr unterlassene Instandsetzung ist vorab ein Pauschalbetrag von 10 v.H. der
anerkannten Kosten abzuziehen, es sei denn, dass der Eigentumer die
unterlassene Instandsetzung nachweislich nicht zu vertreten hat.

Die Umsatzsteuer, die nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes als Vorsteuer
abziehbar ist, Skonti, anteilige Betrage zur Bauwesenversicherung und sonstige
Abzlge gehoren nicht zu den berlcksichtigungsfahigen Kosten.

§3

Besondere Forderungsvoraussetzungen

Zwischen der Gemeinde und dem Eigentimer des Gebaudes (bei Wohn- und
Teileigentum allen gesetzlichen Vertretern) ist eine Modernisierungs-/
Instandsetzungsvereinbarung abzuschliel3en, in der Art, Umfang, Finanzierung und
Forderung der beabsichtigten baulichen Mal3nahmen vertraglich zu regeln sind. Die
Bestimmungen des fur die Weiterleitung von Zuwendungen an Dritte (Nummer 16.2
VV-StBauE) sind zu beachten.

Diese Richtlinie ist Bestandteil der Modernisierungs-/Instandsetzungsvereinbarung.
Die Modernisierungs-/Instandsetzungsvereinbarung kann Nebenbestimmungen
enthalten, die einer ordnungsgemafen Durchfihrung dienlich sind.

Der Eigentumer verpflichtet sich, bestimmte im offentlichen Interesse liegende
Modernisierungs-/Instandsetzungsmallnahmen auf seine Kosten durchzufihren
und die Gemeinde verpflichtet sich, die Malkhahmen zu fordern.

Sollen wirtschaftlich selbstandige Gebaude zu einer wirtschaftlichen Einheit
zusammengefasst werden, ist nur eine Modernisierungs-
/Instandsetzungsvereinbarung abzuschliel3en.

Die Zustimmung eines Vergabeausschusses nach Teil1, Nr.1, § 4 dieser Richtlinie
ist far die Unterstitzung einer Modernisierungsmallnahme mit
Stadtebauforderungsmitteln  zwingend  erforderlich. Das gilt  nicht  flur
Modernisierungsmafinahmen nach Teil 1, Nr. 1a, 1b und 2 dieser Richtlinie.

Rechtsanspriche auf die Gewahrung von Fordermitteln werden durch diese
Richtlinie nicht begrindet.

§4

Vergabeausschuss



Uber die Zuwendungswiirdigkeit der Antrdge entscheidet ein Vergabeausschuss.
Der Vergabeausschuss besteht aus der Oberbirgermeisterin und je einem Vertreter
der Industrie- und Handelskammer Pfalz, der Handwerkskammer Pfalz, der
Architektenkammer und des Einzelhandelsverbandes Ludwigshafen. Die Bereiche
Stadtentwicklung sowie Stadtplanung der Stadt Ludwigshafen nehmen beratend an
den Sitzungen teil. Die Geschaftsfuhrung liegt bei der
WirtschaftsEntwicklungsGesellschaft Ludwigshafen am Rhein mbH (W.E.G.). Der
Vergabeausschuss gibt sich eine Geschaftsordnung.

§5
Hoéhe und Ermittlung
des Kostenerstattungsbetrags

Die HOhe der Forderung ist maximal auf den Kostenanteil beschrankt, den die
Gemeinde den Eigentumern nach § 177 Abs. 4 BauGB zu erstatten hat
(Kostenerstattungsbetrag). Dem Eigentumer sind die Kosten der Modernisierungs-
/Instandsetzungsmalinahmen insoweit zu erstatten, als er sie nicht durch eigene
oder fremde Mittel oder Zuschusse anderer Stellen decken und die sich daraus
ergebenden Kapitalkosten sowie die zusatzlich entstehenden
Bewirtschaftungskosten nicht aus den nachhaltig erzielbaren Ertragen des
Gebaudes aufbringen kann.

Die Gemeinde wird jedoch grundsatzlich den Kostenerstattungsbetrag als eine auf
den Einzelfall bezogene Pauschale gewahren (pauschalierter Kostenanteil). Der
Kostenerstattungsbetrag betragt hdchstens 20 Prozent der
bertcksichtigungsfahigen Gesamtkosten (ohne Grundstucks- und
Gebauderestwert), jedoch héchstens 50.000 EUR.

Bei Uberwiegend gewerblich genutzten Gebauden darf der pauschalierte
Kostenerstattungsbetrag den auf der Grundlage einer Vergleichsberechung
(Jahresmehrertrags- oder Jahresgesamtertragsberechnung) ermittelten
Kostenerstattungsbetrag nicht Uberschreiten.

Die Gemeinde kann den Kostenerstattungsbetrag insbesondere bei besonders
kostenintensiven Gebaudeverbesserungen auch auf der Grundlage des jahrlichen
Gesamtertrages oder auf der Grundlage des Jahresmehrertrages ermitteln. Hat das
Gebaude vor der Durchfihrung der Baumalinahme nur geringe oder gar keine
Ertrage abgeworfen, erfolgt eine Gesamtertragsberechnung.

Bei Gebauden, die wegen ihrer geschichtlichen, kinstlerischen oder
stadtebaulichen Bedeutung (vor allem denkmalgeschutzte Gebaude) erhalten
bleiben sollen, wird die Gemeinde den Kostenerstattungsbetrag um hochstens 10
Prozent der berucksichtigungsfahigen Gesamtkosten erhéhen. Dies gilt auch flr
Gebaude von strukturpolitischer, konversionsbedingter oder technologieorientierter
Bedeutung. Voraussetzung dafur ist, dass in dem Gebaude
Modernisierungsmaflinahmen durchgefuhrt werden. Der Hochstbetrag von 50.000
EUR kann in Abstimmung mit der ADD aus den genannten Grinden ebenfalls
angepasst werden.



Bei der Festsetzung des Kostenerstattungsbetrages werden in sozialen Hartefallen
die nachgewiesenen Einkommensverhaltnisse des Eigentimers angemessen
berlcksichtigt. (Sozialklausel). Die Forderung ist grundsatzlich unabhangig vom
Einkommen und Vermdgen des Eigentimers. Sofern das Jahreseinkommen die im
Wohnraumforderungsgesetz (WOFG) vom 13.09.2001 bestimmte
Einkommensgrenze nicht Ubersteigt, wird der Kostenerstattungsbetrag in
Absprache mit der ADD angepasst. Der Hochstbetrag des Abs. 2 Satz 2, 2.
Halbsatz bleibt unberthrt. Die Einhaltung der Einkommensgrenze ist durch eine
amtliche Bescheinigung, die am Tag des Abschlusses der Modernisierungs-
/Instandsetzungsvereinbarung nicht alter als 2 Wochen sein darf, nachzuweisen.

Der endgulltige Kostenerstattungsbetrag ergibt sich nach Durchfihrung der
Malnahme und deren von der Gemeinde Uberpruften Schlussabrechnung. Sie wird
durch einseitige Erklarung der Gemeinde Bestandteil der Modernisierungs-
/Instandsetzungsvereinbarung.

Eine eventuelle Uberschreitung der vorkalkulierten Kosten begriindet keinen
Anspruch auf eine hohere Forderung. Bei Unterschreitung der veranschlagten
Kosten erfolgt eine anteilige ErméaRigung. Eventuelle Uberzahlungen sind
unverzuglich auszugleichen.

Ergibt sich bei der Durchfihrung der vereinbarten Modernisierungs-/
InstandsetzungsmalRnahmen eine Uberschreitung der Gesamtkosten, die in der
Vorkalkulation angenommen wurden, so werden diese Mehrkosten insbesondere
bei der Ermittlung des endgulltigen Kostenerstattungsbetrags berucksichtigt.
Werden zusatzliche, nicht vereinbarte Modernisierungs-
/Instandsetzungsmalnahmen durchgefuhrt, bleiben diese bei der Ermittlung des
endgultigen Kostenerstattungsbetrags unbericksichtigt; es sei denn, dass fur diese
bertcksichtigungsfahigen Modernisierungs- und Instandsetzungsmal3nahmen vor
Durchfihrung eine Anderungsvereinbarung insbesondere unter Beachtung des
Abs. 2 abgeschlossen wird. Die Gemeinde ist in jedem Falle berechtigt, die
Finanzierbarkeit der Modernisierungs-/InstandsetzungsmalRnahme zu Uberprifen.
Sie ist berechtigt von der Modernisierungs-/Instandsetzungsvereinbarung
zurtckzutreten, wenn der Eigentiumer die Mehrkosten nicht bereitstellen kann.

Beruht die Berechnung des Kostenerstattungsbetrags auf fahrlassig falschen
Angaben des Eigentumers oder dessen Beauftragten, und kommt der Eigentumer
der Aufforderung der Gemeinde nicht innerhalb einer Frist von 4 Wochen nach,
seine Angaben zu berichtigen und eine auf unrichtigen Angaben beruhende
Uberzahlung zuriickzuerstatten, kann die Gemeinde von der Modernisierungs-
/Instandsetzungsvereinbarung zurtcktreten.

Erfolgt ein Rucktritt aufgrund von Umstanden, die der Eigentimer zu vertreten hat,
so sind die ausgezahlten Fordermittel unverziglich und in ihrer Gesamthdhe
zurlckzuzahlen. Erfolgt ein Rucktritt, den der EigentiUmer nicht zu vertreten hat und
sind Modernisierungs-/Instandsetzungsmalinahmen bereits durchgeflhrt, erfolgt
eine anteilige Forderung insbesondere im Sinne des Abs. 8 und 9. Uber- und
Ruckzahlungen sind entsprechend § 44 LHO Teil I/Anlage 3 (ANBest-P) Nr. 9.4
vom Zeitpunkt der Entstehung mit jahrlich 5 Prozentpunkten Uber dem jeweiligen
Basiszinssatz der Europaischen Zentralbank zu verzinsen.



Kann der Eigentumer von anderer Seite Zuschisse (kein Darlehen), die der
Finanzierung der ausgeflhrten Baumalnahme dienen, beanspruchen, so sind
diese Zuwendungen auf den Kostenerstattungsbetrag anzurechnen, sofern die
entsprechenden Kosten innerhalb der berlcksichtigungsfahigen Modernisierungs-
/Instandsetzungskosten enthalten sind.

Die schriftlichen Mitteilungen Uber den einzelnen Anspruch auf Bewilligung oder
Ablehnung von vorrangigen Zuschissen sind vor Abschluss einer Modernisierungs-
Instandsetzungsvereinbarung vorzulegen. Dies gilt nicht, wenn von der zustandigen
Stelle eine schriftliche Mitteilung Uber einen allgemeinen Forderausschluss vorliegt.

§6

Zahlungsweise des pauschalierten Kostenerstattungsbetrags

Der pauschalierte Kostenerstattungsbetrag wird in der Regel in zwei Teilzahlungen
geleistet.

Nach Abschluss der Modernisierungs-/Instandsetzungsvereinbarung und nach
Vorlage einer Zwischenabrechnung werden 50 Prozent des vereinbarten
vorkalkulierten Kostenerstattungsbetrages innerhalb von 3 Monaten geleistet. Die
unter Zugrundelegung von Rechnungsbelegen zu fuhrende Zwischenabrechnung
muss mindestens 60 Prozent der veranschlagten berucksichtigungsfahigen
Modernisierungs-/Instandsetzungskosten beinhalten.

Nach Durchfihrung der vereinbarten Modernisierungs-/InstandsetzungsmafRnahme
und der Vorlage der unter Zugrundelegung von Rechnungsbelegen gefuhrten
Schlussabrechnung sowie der Ermittlung des endgultigen
Kostenerstattungsbetrages wird der Restbetrag auf der Grundlage der tatsachlich
entstandenen berlcksichtigungsfahigen Modernisierungs-/Instandsetzungskosten
innerhalb von 3 Monaten geleistet.

Sofern der vorkalkulierte Kostenerstattungsbetrag den Betrag von 5000 EUR nicht
Uberschreitet, entfallen die Teilzahlungen. In diesem Fall wird nach Durchfihrung
der vereinbarten Modernisierungs-/Instandsetzungsmaf3nahme und der Vorlage der
unter Zugrundelegung von Rechnungsbelegen geflhrten Schlussabrechnung der
endgultige Kostenerstattungsbetrag ermittelt und innerhalb von 3 Monaten geleistet

Anspriuche des Eigentumers auf Verzugsleistungen sind ohne Anerkennung einer
Nachfrist ausgeschlossen.

§7
Durchfiihrung

Zur Vorbereitung sind mit dem Eigentimer der Umfang, die Durchfihrung und die
Finanzierung der notwendigen Modernisierungs-/Instandsetzungsmafinahmen zu
erortern.

Vor Abschluss einer Modernisierungs-/Instandsetzungsvereinbarung sollen
insbesondere folgende Unterlagen vorliegen:



Amtlich beglaubigter Auszug aus dem Grundbuch;

Auszug aus der Flurkarte des Liegenschaftskatasters;

Sofern erforderlich, Bauentwurf Mal3stab 1:100 mit Leistungsverzeichnis;
Nachweis von Bedarf und Wirtschaftlichkeit, gaf.
,Modernisierungsgutachten®;

e Kostenschatzung nach der DIN 276 (Vorkalkulation);

o Vorlaufiger Finanzierungsplan.

Der Eigentumer hat bei Abschluss der Modernisierung-
/Instandsetzungsvereinbarung zu versichern, dass er mit der Durchfihrung der
MaRnahme noch nicht begonnen hat, es sei denn, dass dem vorzeitigen
Vorhabenbeginn zugestimmt wurde.

Der Eigentimer verpflichtet sich, soweit erforderlich und noch nicht erfolgt, den mit
der Gemeinde abgestimmten, den rechtlichen Formvorschriften genlgenden
Bauantrag innerhalb von 3 Monaten nach Abschluss der Modernisierungs-
/Instandsetzungsvereinbarung einzureichen.

Sofern die Voraussetzungen vorliegen, ist mit der DurchfiUhrung der
Modernisierung/Instandsetzung erst nach Vorlage einer sanierungsrechtlichen
Genehmigung gemal § 144, 145 BauGB zu beginnen.

Baurechtliche Vorschriften werden durch die Modernisierungs-
/Instandsetzungsvereinbarung nicht berthrt. Der Eigentimer ist verpflichtet, die
gegebenenfalls erforderlichen Genehmigungen einzuholen.

AuBengestaltungsmalnahmen sind insbesondere in Detailfragen einvernehmlich
mit der Gemeinde oder deren Beauftragte durchzufihren; gegebenenfalls sind
Vorgaben der Gemeinde oder deren Beauftragte einzuhalten.

Der Eigentumer ist verpflichtet, vor Baubeginn die erforderlichen Versicherungen
abzuschlielen und bei der Gebaude- und Feuerversicherung nach Durchflihrung
der Modernisierung/Instandsetzung die  eingetretenen = Wertsteigerungen
entsprechend zu bertcksichtigen.

Werden ggf. erforderliche Genehmigungen versagt oder ergibt sich vor Baubeginn,
dass die vertraglich vorgesehene Gesamtmalnahme objektiv nicht durchgeflhrt
werden kann, haben die Vertragspartner das Recht, von der Modernisierungs-
/Instandsetzungsvereinbarung zurickzutreten.

Die Modernisierungs-/Instandsetzungsmaflinahmen sind innerhalb von 2 Jahren
nach Abschluss der Modernisierungs-/Instandsetzungsvereinbarung zu beenden.
FUr den Fall, dass sich eine vom Eigentimer oder dessen Beauftragten nicht zu
vertretende Verzogerung in der Ausfuhrung ergeben sollte, konnen die
Vertragspartner die Frist angemessen verlangern.

Beabsichtigt der Eigentimer von den in der Modernisierungs-
/Instandsetzungsvereinbarung vorgesehenen MalRnahmen abzuweichen, so bedarf
es hierzu der Einwilligung der Gemeinde.



Ergibt sich wahrend der Bauausfuhrung, dass EinzelmalRnahmen nach Art und
Umfang objektiv nicht wie vorgesehen durchgefuhrt werden kénnen, so haben die
Vertragspartner die Modernisierungs-/Instandsetzungsvereinbarung entsprechend
anzupassen.

Der Eigentumer hat der Gemeinde nach Abschluss der Modernisierungs-/
Instandsetzungsmal3nahmen die vereinbarungsgemafie Durchfuhrung unverzuglich
anzuzeigen und die Schlussabrechnung vorzulegen. Die Gemeinde ist berechtigt,
die vertragsgemafRe Durchfuhrung der Mal3nahme an Ort und Stelle zu Uberprufen.

Stellt die Gemeinde fest, dass die dem Eigentumer obliegende Gesamtmalnahme
nicht, nicht vollstandig oder mangelhaft durchgefiihrt worden sind, so kann die
Gemeinde insoweit Nachholung, Erganzung oder Nachbesserung binnen
angemessener Frist verlangen. Gleiches gilt flir die unverzugliche
Vorlageverpflichtung der Schlussabrechnung. Kommt der Eigentumer dem
Verlangen nicht fristgerecht nach, so ist die Gemeinde berechtigt, von der
Modernisierungs-/Instandsetzungsvereinbarung zurickzutreten.

Werden mehrere wirtschaftlich selbststandige Objekte, fur die jeweils eine
Modernisierungs-/Instandsetzungsvereinbarung abgeschlossen wurde, zu einer
wirtschaftwirtschaftlichen Einheit zusammengefasst, steht der Gemeinde wahrend
der Laufzeit der jeweiligen Vertragsbindungen ein Rucktrittsrecht zu.

Die Rechtsfolgen bei Rucktritt ergeben sich aus § 5

§8

Besondere Pflichten des Eigentimers

Fir die Dauer der Vertragsbindung (25 Jahre nach Abschluss der Modernisierungs-
/Instandsetzungsvereinbarung) ist der Eigentumer gegenuber der Gemeinde, den
Aufsichtsbehdérden und dem Rechnungshof Rheinland-Pfalz Uber alle Umstande
auskunftspflichtig, die fur diese Vereinbarung von Bedeutung sind. Sie sind
berechtigt, Bucher, Belege und sonstige Unterlagen von dem Eigentimer
anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch ortliche Erhebungen zu
prifen oder durch Beauftragte prifen zu lassen. Der Eigentimer hat die
erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten.

Der Eigentumer verpflichtet sich, fur die Dauer der Vertragsbindung die
modernisierten/ instandgesetzten Raume und Gebaude ordnungsgemal® zu
unterhalten und bei entstehenden Mangel im Rahmen ordnungsgemaler
Bewirtschaftung wieder instand zu setzen.

Der Eigentumer verpflichtet sich fur die Dauer der Vertragsbindung, nach Abschluss
der Modernisierungs-/Instandsetzungsmaf3nahmen die ortstublichen Mieten/Pachten
fur Wohnraume/gewerbliche Raume einschlieRlich deren zulassigen Miet-
/Pachterhdhungen nicht zu Uuberschreiten. Das gilt fir samtliche neu zu
begrindende Miet-/Pachtverhaltnisse gleichermallen. Fur die Zulassigkeit von
Mieterhohungen fur preisgebundenen Wohnraum und von Mieterhéhungen bei nicht
preisgebundenem Wohnraum gelten die einschlagigen gesetzlichen Regelungen.



Der Eigentumer ist fur die Dauer der Vertragsbindung verpflichtet, bei Veraul3erung
des Grundstiicks bzw. Ubertragung des Grundstiicks in sonstiger Weise dem
Begunstigten die Ruckzahlungsverpflichtung und die Ubrigen sich aus der
Modernisierungs-/Instandsetzungsvereinbarung ergebenden Verpflichtungen
aufzuerlegen. Die Ubertragung der Modernisierungs-/Instandsetzungsvereinbarung
ist der Gemeinde innerhalb angemessener Frist anzuzeigen.

Verstoldt der Eigentimer gegen eine Verpflichtung des § 5 oder § 8 ist die
Gemeinde berechtigt, von der Modernisierungs-/Instandsetzungsvereinbarung
zurtckzutreten. Die Rechtsfolgen ergeben sich aus § 5.

Der Eigentimer verpflichtet sich seine unwiderrufliche Zustimmung zu erklaren,
dass die Gemeinde jederzeit das Modernisierungs-/Instandsetzungsobjekt
fotografieren und die Fotoaufnahmen zu o&ffentlichen Dokumentationszwecken
einsetzen kann. Dieses Recht ist kostenfrei.

Der Eigentumer erklart sein Einverstandnis zur Anbringung von Bautafeln und
Hinweisen an seinem Vorhaben, die auf den Stadtumbau und die Unterstitzung der
MalRnahme durch offentliche Mittel hinweisen sowie zur Nennung des Vorhabens in
Veroffentlichungen zum Stadtumbauprozess.

§9

Sicherung der Zuwendung

Soweit dies notwendig und angemessen ist, kann der Eigentumer ab einer ihm zu
gewahrenden Zuwendung in Hohe von 50.000,-- € verpflichtet werden, die ihm
gewahrte Zuwendung durch Eintragung einer Grundschuld im Grundbuch an
rangletzter Stelle zugunsten der Gemeinde dinglich zu sichern. Die Grundschuld
dient auch der Sicherung eines Ruckforderungsanspruchs flr die Dauer der
Vertragsbindung, falls der Eigentumer das Geb&ude nicht instand halt oder das
Grundstuck verauert bzw. in sonstiger Weise eigentumsrechtlich Ubertragt, ohne
den Begunstigten zu verpflichten, die ihm gegenuber der Gemeinde aufgrund der
Modernisierungs-/Instandsetzungsvereinbarung obliegenden Verpflichtungen zu
ubernehmen. Auch ohne dingliche Sicherung sind bei Eigentumsubertragung die
Verpflichtungen aufzuerlegen.

§10
Hinweise

Die Inanspruchnahme von erhohten Herstellungskosten oder Anschaffungskosten
bei Gebauden in Sanierungsgebieten und stadtebaulichen Entwicklungsbereichen
nach § 7 h EStG sowie die Regelung tUber den Abzug von Erhaltungsaufwand nach
§ 11 a EStG an solchen Gebauden setzt eine Bescheinigung der Gemeinde voraus.
Entsprechendes qilt fur Steuerbeglnstigung nach § 10 f EStG bei zu eigenen
Wohnzwecken genutzten Gebauden in Sanierungsgebieten und stadtebaulichen
Entwicklungsbereichen. Gemal} der Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
und fur Sport vom 16.04.1998, veroffentlicht im Ministerialblatt der Landesregierung
von Rheinland-Pfalz Nr. 5 vom 15.05.1998, S. 131 ff. sind die Richtlinien Uber die
Erteilung von Bescheinigungen zur Anwendung der §§ 7 h, 10 f und 11 a EStG —



Bescheinigungsrichtlinien - bei der Erteilung der  vorgenannten

Steuerbescheinigung anzuwenden. Auf die Besonderheiten der
Bescheinigungsrichtlinien wird hingewiesen. Insbesondere kann aus einer auf der
Grundlage dieser Richtlinie abgeschlossenen Modernisierungs-

/Instandsetzungsvereinbarung nicht abgeleitet werden, dass z.B. die einzelnen
Modernisierungs-/Instandsetzungsmanahmen in  steuerrechtlicher  Hinsicht
bescheinigungsfahig waren. Auch sind nur die tatsachlichen Aufwendungen
steuerrechtlich bescheinigungsfahig. Hierzu gehort nicht der Wert fur die eigene
Arbeitsleistung des Eigentumers oder der Arbeitsleistung unentgeltlicher
Beschaftigter. Fur die steuerrechtliche Bescheinigung von Aufwendungen ist eine
Zustimmung  zum  vorzeitigen = Vorhabenbeginn  ohne  Belang. Das
Einkommenssteuerrecht und die Bescheinigungsrichtlinien stellen ausschlieB3lich
auf den Zeitpunkt des rechtsverbindlichen Abschlusses der Modernisierungs-
/Instandsetzungsvereinbarung und der férmlichen Festlegung des
Sanierungsgebietes ab.



1a) Modernisierungsprogramm im einfachen Verfahren

Abweichend von § 5 der Richtlinie zur Férderung von Modernisierungs-/
Instandsetzungsmalnahmen an privaten Gebauden innerhalb des
Stadtumbaugebietes ,Ludwigshafen-Teilbereich Innenstadt-Mitte“, kann von einer
Kostenerstattungs-betragsberechnung abgesehen werden, wenn sich der
Eigentimer verpflichtet den Mietzins innerhalb der nachsten finf Jahre ab
Vertragsabschluss nicht zu erhdhen.

Entgegen der §§ 3 und 4 der Richtlinie zur Férderung von Modernisierungs-
/Instandsetzungsmallnahmen  an  privaten =~ Gebduden innerhalb  des
Stadtumbaugebietes ,Ludwigshafen-Teilbereich Innenstadt-Mitte® ist dann auch
keine Zustimmung des Vergabeausschusses erforderlich.

Bei diesem Programm kann die Gemeinde einen Kostenerstattungsbetrag als eine
auf den Einzelfall bezogene Pauschale gewahren, der hochstens 15 % der
bertcksichtigungsfahigen Gesamtkosten (ohne Grundstucks und
Gebauderestwert), jedoch héchstens 30.000 EUR betragt.



1b) Programm zur Freilequng von Grundstiicken zur Gestaltung
von
privaten Freiflachen (Entsiegelungsprogramm)

§1
Bedeutung

Die Ludwigshafener Innenstadt ist durch eine hohe Verdichtung und ungeordnete
Bausubstanz sowie eine fast vollstandige Versiegelung in den Blockinnenbereichen
gekennzeichnet. Dieser Situation stehen ein Bedarf an weiteren privaten und
offentlichen Grin- und Freiflachen gegenuber. Zum Teil stehen rickwartige
Nebengebaude einer wirtschaftlichen und zukunftsfahigen Immobilienentwicklung
und -verwertung entgegen. Malnahmen zur Freilegung von Grundstiicken sind
daher stadtebaulich geboten und notwendig, um das Defizit an privaten- und
offentlichen Freiflachen auszugleichen oder um Neubebauungen zu ermdglichen.

§2

Zuwendungszweck und Rechtsgrundlagen

Die Stadt Ludwigshafen gewahrt mit finanzieller Unterstitzung des Landes
Rheinland-Pfalz Zuschusse fur die Freilegung von Grundsticken zur Gestaltung
und Entwicklung von privaten Freiflachen. Grundlage sind:

e Baugesetzbuch (BauGB)

e die §§ 2.Abs. 1 und 18 LAFG (Landesfinanzausgleichsgesetz)
vom 30.November 1999

e die Verwaltungsvorschrift zum Vollzug der Landeshaushaltsordnung (VV-LHO)
vom 20. Dezember 2002 (MinBIl. 2003 S.22) in der jeweils geltenden Fassung

§3

Fordervoraussetzungen

Malnahmen koénnen nur gefdordert werden, sofern sich das Grundstick im
Stadtumbaugebiet Ludwigshafen, Teilbereich Innenstadt-Mitte befindet (siehe
Plangrafik in § 1 der Richtlinie zur Foérderung von Modernisierungs-
/Instandsetzungsmallnahmen  an  privaten = Gebduden innerhalb  des
~otadtumbaugebietes Ludwigshafen, Teilbereich - Mitte®).



§4

Forderungsbedingungen

Der/Die Verfugungsberechtigte hat sicherzustellen, dass die mit Hilfe dieser
Zuwendungen durchgefihrten Mallnahmen flr einen Zeitraum von mindestens 25
Jahren fur die vorgesehene Nutzung zur Verfugung stehen und in einem gepflegten
Zustand gehalten werden (Zweckbindungsfrist). Diese Verpflichtung ist auch auf
einen evtl. Rechtsnachfolger zu Ubertragen. Die Stadt Ludwigshafen ist berechtigt,
vom Verfigungsberechtigten fiur die Dauer der Zweckbindungsfrist geeignete
Sicherheiten zu verlangen.

Aufgrund rechtlicher Bestimmungen erforderliche Genehmigungen sind vor
Bewilligung einzuholen. Der Bewilligungsbescheid ersetzt nicht die nach anderen
Vorschriften erforderlichen behdrdlichen Genehmigung oder Zustimmungen fur die
MafRnahmen.

§5

ForderungsmaBnahmen

Die Begrinung und Gestaltung von privaten Hof- und Hausflachen soll zu einer
wesentlichen und nachhaltigen Verbesserung und Aufwertung der Wohnsituation im
Stadltteil beitragen. Foérderfahig sind grundsatzlich folgende MalRnahmen:

e Begrunung von Dachflachen

e Gestaltung von Aullenwanden incl. Warmedammung

e Kunstlerische Gestaltung von Fassaden, sowie die dazu erforderlichen
Vorarbeiten

e Nebenkosten fur eine fachlich zwingend erforderliche Beratung und/oder
Betreuung (z. B. Planung, Bauleitung) durch eine anerkannte Fachkraft,
jedoch keine Verwaltungs- und Finanzierungskosten)

§6

Forderungsausschluss

Von der Forderung ausgeschlossen sind:

o MalRnahmen, die ohne schriftliche Zustimmung der Stadt Ludwigshafen vor
Vertragsabschluss begonnen wurden. Als Beginn ist bereits der Abschluss
eines Leistungs- oder Lieferungsvertrages zu werten. Planungsarbeiten sind
hiervon ausgenommen,

o Gestaltungen  oder  Nutzungen, die den  Festsetzungen eines

rechtsverbindlichen
Bebauungsplanes oder anderen Vorschriften (6ffentlich-rechtlich,
nachbarrechtlich) widersprechen oder durch eine Veranderungssperre erfasst
werden und eine Ausnahme hiervon nicht zugelassen wird,

o MalRnahmen, die den Belangen des Denkmalschutzes entgegen stehen,

o MalRnahmen, die aufgrund Offentlich-rechtlicher  Vorschriften oder

baurechtlicher



Auflagen ohnehin erforderlich sind oder zu deren Durchfihrung sich der
Antragsteller gegenuber der Stadt Ludwigshafen verpflichtet hat,
o Kosten fir Anderungen an Ver- und Entsorgungsleitungen,
o Malnahmen, deren forderfahige Kosten unterhalb der Bagatellgrenze von
1000,--
EUR liegen.

§7

Art und Hohe der Forderung bei der Freilegung von Grundstlicken

Die Forderung wird als Zuschuss gewahrt.Der Zuschul® betragt 40 EUR pro m?
umbauten Raum jedoch maximal die Hohe der Abbruchkosten. Eine Entschadigung
des Substanzwertes ist ausgeschlossen. Eine Berechnung eines Lastenausgleichs
oder eines Vorteilsausgleich ist in Fallen bei denen AbbruchmalRnahmen zu einer
Herstellung einer Freiflache dienen nicht notwendig.

Die Absicherung der durch diese Richtlinie geférderten Rickbaumaflnahmen
geschieht durch eine beschrankt personliche Dienstbarkeit, die eine Bebauung der
geschaffenen Freiflache fur 25 Jahre ausschliel3t.

In besonderen Fallen kann von den 0.g. Zuschussbedingungen abgesehen werden,
dann ist jedoch die Ermittlung eines Lastenausgleiches oder eine
Vorteilsausgleichsregelung notwendig.

§8

Antragsstellung und Verfahren

Antragsberechtigt sind Eigentimer/innen (naturliche oder juristische Person)

Der formlose Antrag ist in doppelter Ausfertigung und mit drei Kostenvoranschlagen
bei der WirtschaftsEntwicklungsGesellschaft Ludwigshafen am Rhein mbH (W.E.G.)
einzureichen.

Die Zuwendung und deren Héhe werden in einem stadtebaulichen Vertrag geregelt.
Unter anderem sind in diesem Vertrag Beginn und Ende der Mal3nahme festgelegt.
Anderungen bei den bewilligten MaRnahmen bediirfen der schriftlichen Zustimmung
durch die Stadt Ludwigshafen.

Auf Antrag kann die Stadt Ludwigshafen dem Beginn einer MalRnahme vor
Abschluss eines Vertrages zustimmen. Ein Anspruch auf Bewilligung eines
Zuschusses kann hieraus jedoch nicht abgeleitet werden.

Nach Durchfihrung der Malnahmen ist vom Zuwendungsempfanger ein
Verwendungsnachweis zu fuhren, der spatestens 12 Monate Abschluss der
Malnahme vorzulegen ist. Auf Antrag kann diese Frist verlangert werden. Diesem
Verwendungsnachweis sind alle Rechnungen, Aufmalle, Ausgabenbelege und
Zahlungsnachweise im Original beizufligen. Nach Uberpriifung und Anerkennung
der antragsgemalien Durchfihrung und der Rechnungsbelege wird der daraus
resultierende Zuschuss ausgezahilt.

Die eingereichten Abrechnungsunterlagen sind dem Antragsteller zurickzugeben.
Der Zuwendungsempfanger muss samtliche Belege mindestens funf Jahre
aufbewahren.



§9

Sicherung der Zuwendung

Soweit dies notwendig und angemessen ist, kann der Eigentumer ab einer ihm zu
gewahrenden Zuwendung in Hohe von 50.000,-- € verpflichtet werden, die ihm
gewahrte Zuwendung durch Eintragung einer Grundschuld im Grundbuch an
rangletzter Stelle zugunsten der Gemeinde dinglich zu sichern. Die Grundschuld
dient auch der Sicherung eines Ruckforderungsanspruchs flr die Dauer der
Vertragsbindung, falls der Eigentumer das Geb&ude nicht instand halt oder das
Grundstuck verauert bzw. in sonstiger Weise eigentumsrechtlich Ubertragt, ohne
den Begunstigten zu verpflichten, die ihm gegenuber der Gemeinde aufgrund der
Modernisierungs-/Instandsetzungsvereinbarung obliegenden Verpflichtungen zu
ubernehmen. Auch ohne dingliche Sicherung sind bei Eigentumsubertragung die
Verpflichtungen aufzuerlegen.

§ 10
Rucktritt vom Vertrag

Im Falle eines VerstoRes gegen diese Richtlinien oder falscher Angaben im
Forderungsantrag kann der Vertrag — auch nach Auszahlung des Zuschusses —
widerrufen bzw. zurickgenommen werden. Dies gilt insbesondere bei VerstdlRen
gegen die Zweckbindungsfrist (anteilige Ruckforderung nach Jahren der
Restzweckbindung).

Zu Unrecht ausgezahlte Betrage werden mit Vertragsrucktritt zur Ruckzahlung fallig
und sind vom Zeitpunkt der Auszahlung an mit 2 v. H. Uber dem jeweiligen
Basiszinssatz zu verzinsen.



1. Forderung der Gestaltung von Fassaden
(Fassadenprogramm Innenstadt)

§1
Bedeutung

Die durchgefuhrten stadtebaulichen Bewertungen der Innenstadt Ludwigshafens
haben neben funktionalen  Defiziten auch vielerorts  gestalterische
Fehlentwicklungen offenbart. Das Fassadenprogramm soll die Schnittstelle
zwischen MalRnahmen im o6ffentlichen Raum und MalRhahmen im privaten Raum,
gebildet durch die Gebaudekante, schlieen. Durch den Beschluss einer
Werbeanlagensatzung und die Uberarbeitung der Sondernutzungsrichtlinie versucht
die Stadt Ludwigshafen den offentlichen Raum in den zentralen Geschéaftslagen
neu zu ordnen und gestalterischen Fehlentwicklungen zu begegnen. Das
Fassadenprogramm erganzt diese Bemuhungen auf privater Seite. Die privaten
Fassadensanierungsarbeiten  sind damit  wesentlicher  Bestandteil der
stadtebaulichen Erneuerungsmalnahme und tragen als EinzelmalRnahmen zur
Verwirklichung der Ziele und Zwecke der stadtebaulichen Gesamtmalinahme bei.
Zum Tragen kommt das Fassadenprogramm in einem abgegrenzten Teilbereich der
Innenstadt, da es insbesondere in diesen Lagen um die Steigerung der
Aufenthaltsqualitat und die Verbesserung des stadtischen Erscheinungsbildes als
wichtige Standort pragende Faktoren geht.

§2

Zuwendungszweck und Rechtsgrundlagen

Die Stadt Ludwigshafen gewahrt mit finanzieller Unterstitzung des Landes
Rheinland-Pfalz Zuschusse fur die Gestaltung von Fassaden. Grundlage sind:

e Baugesetzbuch (BauGB)

o die §§ 2.Abs. 1 und 18 LAFG (Landesfinanzausgleichsgesetz vom
30.November 1999)

e die Verwaltungsvorschrift zum Vollzug der Landeshaushaltsordnung (VV-LHO)
vom 20. Dezember 2002 (MinBI. 2003 S.22) in der jeweils geltenden Fassung

Ein Rechtsanspruch auf Gewahrung von Zuwendungen besteht nicht. Die Stadt
Ludwigshafen entscheidet Uber Zuschussantrage nach pflichtgemaRem Ermessen
im Rahmen der verflUgbaren Haushaltsmittel und der ihr vom Land bewilligten
Zuwendungen.



§3

Forderungsvoraussetzungen

MalRnahmen konnen nur gefordert werden, sofern sich das Grundstuck im
markierten Bereich ,Fassadenprogramm® befindet (siehe Plan)

Malnahmen kénnen weiterhin nur geférdert werden, wenn der/die Antragsteller(in)

einen Nachweis Uber die Zustimmung zur geplanten Fassadengestaltung durch den
Bereich Stadtplanung der Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein oder eines von

dort beauftragten Dritten erbringt. Nur die Ausfihrung in der genehmigten Form ist
zuwendungsfahig.

Stadtumbau Innenstadt Ludwigshafen am Rhein
Richtlinie zur Bezuschussung von privaten MaBnahmen
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§4

Forderungsbedingungen

Der/Die Verfugungsberechtigte hat sicherzustellen, dass die mit Hilfe dieser
Zuwendungen durchgefuhrten MaRnahmen flur einen Zeitraum von mindestens 25
Jahren fur die vorgesehene Nutzung zur Verfligung stehen und in einem gepflegten
Zustand gehalten werden (Zweckbindungsfrist). Diese Verpflichtung ist auch auf
einen evtl. Rechtsnachfolger zu Ubertragen. Die Stadt Ludwigshafen ist berechtigt,
vom Verfugungsberechtigten fur die Dauer der Zweckbindungsfrist geeignete
Sicherheiten zu verlangen.

Aufgrund rechtlicher Bestimmungen erforderliche Genehmigungen sind vor
Bewilligung einzuholen. Der Bewilligungsbescheid ersetzt nicht die nach anderen
Vorschriften erforderlichen behdrdlichen Genehmigung oder Zustimmungen fur die
Malnahmen.

Die Gestaltung der Fassaden soll den allgemeinen asthetischen Ansprichen
genugen und der architektonischen Gestaltung des Hauses entsprechen.
Fassadengestaltungen an Baudenkmalern, in deren Nahbereich sowie an
Gebauden in Denkmalbereichen bedurfen der schriftlichen Zustimmung der Unteren
Denkmalbehdrde. Im Bewilligungsbescheid vorgegebene Farbkonzepte sind
einzuhalten.

§5

Forderungsausschluss

Von der Forderung ausgeschlossen sind:

o MalRnahmen, die ohne schriftliche Zustimmung der Stadt Ludwigshafen vor
Vertragsabschluss begonnen wurden. Als Beginn ist bereits der Abschluss
eines Leistungs- oder Lieferungsvertrages zu werten. Planungsarbeiten sind
hiervon ausgenommen,

o Gestaltungen  oder  Nutzungen, die den  Festsetzungen eines

rechtsverbindlichen
Bebauungsplanes  oder anderen  Vorschriften (6ffentlich-rechtlich,
nachbarrechtlich) widersprechen oder durch eine Veranderungssperre erfasst
werden und eine Ausnahme hiervon nicht zugelassen wird,

o Malnahmen, die den Belangen des Denkmalschutzes entgegen stehen,

o MaRnahmen, die aufgrund Offentlich-rechtlicher  Vorschriften oder

baurechtlicher
Auflagen ohnehin erforderlich sind oder zu deren Durchfihrung sich der
Antragsteller gegenuber der Stadt Ludwigshafen verpflichtet hat,

o Kosten fir Anderungen an Ver- und Entsorgungsleitungen,

o Malnahmen, deren forderfahige Kosten unterhalb der Bagatellgrenze von

500,--

EUR liegen.



§6

Art und Hohe der Forderung im Fassadenprogramm

Die Zuwendungen werden in Form eines Zuschusses gewabhrt.

Der Zuschuss betragt 20 v. H. der als Forderfahig anerkannten Kosten, hochstens
jedoch 30, EUR pro Quadratmeter umgestalteter Fassade. Der
Forderhdchstbetrag liegt bei 50.000 EUR pro Gebaude. Der finanzielle Eigenanteil
des Antragstellers / der Antragstellerin muss mindestens 80 v. H. der
forderungsfahigen Gesamtkosten betragen.

Eine Kostenerstattungsbetragsberechnung ist nicht erforderlich.

§7

Antragsstellung und Verfahren

Antragsberechtigt sind Eigentimer/innen (naturliche oder juristische Person)

Der formlose Antrag ist in doppelter Ausfertigung und mit drei Kostenvoranschlagen
bei der WirtschaftsEntwicklungsGesellschaft Ludwigshafen am Rhein mbH (W.E.G.)
einzureichen.

Die Zuwendung und deren Hohe werden in einem stadtebaulichen Vertrag geregelt.
Unter anderem sind in diesem Vertrag Beginn und Ende der MaRnahme festgelegt
sowie die Gestaltung der Fassade mit dem Nachweis der Genehmigung der
Fassadengestaltung durch die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein, Bereich
Stadtplanung oder eines beauftragten Dritten. Anderungen bei den bewilligten
Maflnahmen bedurfen der schriftlichen Zustimmung durch die Stadt Ludwigshafen.
Auf Antrag kann die Stadt Ludwigshafen dem Beginn einer Mallnahme vor
Abschluss eines Vertrages zustimmen. Ein Anspruch auf Bewilligung eines
Zuschusses kann hieraus jedoch nicht abgeleitet werden.

§8

Sicherung der Zuwendung

Soweit dies notwendig und angemessen ist, kann der Eigentumer ab einer ihm zu
gewahrenden Zuwendung in Hohe von 50.000,-- € verpflichtet werden, die ihm
gewahrte Zuwendung durch Eintragung einer Grundschuld im Grundbuch an
rangletzter Stelle zugunsten der Gemeinde dinglich zu sichern. Die Grundschuld
dient auch der Sicherung eines Ruckforderungsanspruchs fur die Dauer der
Vertragsbindung, falls der Eigentimer das Gebaude nicht instand halt oder das
Grundstuck verauRert bzw. in sonstiger Weise eigentumsrechtlich Ubertragt, ohne
den Begunstigten zu verpflichten, die ihm gegenltber der Gemeinde aufgrund der
Modernisierungs-/Instandsetzungsvereinbarung obliegenden Verpflichtungen zu
Ubernehmen. Auch ohne dingliche Sicherung sind bei Eigentumsubertragung die
Verpflichtungen aufzuerlegen.



§9
Rucktritt vom Vertrag

Im Falle eines VerstoRes gegen diese Richtlinien oder falscher Angaben im
Forderungsantrag kann der Vertrag — auch nach Auszahlung des Zuschusses —
widerrufen bzw. zurickgenommen werden. Dies gilt insbesondere bei VerstoRen
gegen die Zweckbindungsfrist (anteilige Ruckforderung nach Jahren der
Restzweckbindung).

Zu Unrecht ausgezahlte Betrage werden mit Vertragsrucktritt zur Rlckzahlung fallig
und sind vom Zeitpunkt der Auszahlung an mit 2 v. H. Uber dem jeweiligen
Basiszinssatz zu verzinsen.



Teil 2

Forderung der wirtschaftlichen Entwicklung in
der Innenstadt



Einzelbetriebliche Forderung zur Starkung der
Wettbewerbsfahigkeit von kleinen und mittleren Unternehmen
(KMU) mit Schwerpunkt Einzelhandel in ausgewahlten
Bereichen im Stadtumbaugebiet Ludwigshafen Innenstadt,
Teilbereich Mitte

,KMU-Forderprogramm*

Ziel

Ziel ist im sogenannten ,Kompaktierungsgebiet® kleine und mittlere Unternehmen
(KMU) mit Schwerpunkt im Einzelhandel anzusiedeln oder zu starken. Dafur sollen
notwendige Investitionen fur Umbaumafnahmen, in Innenausstattung und auch
Beratungs- und Marketingleistungen, die zur Unternehmenssicherung beitragen,
sowie die Schaffung und Sicherung von Arbeits- und Ausbildungsplatzen gefoérdert
werden.

§1

Zuwendungszweck

Die Stadt Ludwigshafen gewahrt finanzielle Zuwendungen im Rahmen (..) zur
Starkung der Wettbewerbsfahigkeit von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU).
Dies erfolgt nach Malligabe dieser Richtlinie, der Haushaltsordnung des Landes
Rheinland-Pfalz v. 01. Januar 1972, (Bescheid EFRE und Vertrag mit Land RP....)

§ 2

Gegenstand der Forderung

Ein Investitionsvorhaben kann geférdert werden, wenn es einen wesentlichen
Beitrag zur Entwicklung einer attraktiven Innenstadt leistet sowie Arbeits- und
Ausbildungsplatze geschaffen oder gesichert werden.

Forderfahig sind insbesondere Investitionen fur eine Verlagerung in das
Fordergebiet, flir eine Erweiterung im Fordergebiet, fur den Umweltschutz,
Erstinvestitionen, Modernisierung und Bestandsicherung des Unternehmens mit
Ausnahme von Investitionen in Fahrzeuge (Kfz, LKW) und grundsatzlich gebrauchte
Wirtschaftsguter sowie grundsatzlich Dekorationsgegenstande. Des Weiteren
konnen Beratung- und MarketingmalRnahmen gefordert werden, wenn dadurch eine
deutliche Verbesserung der Unternehmenssicherung zu erwarten ist.



§3

Zuwendungsempfanger

Die Mittel zur Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit von KMU kdnnen nur far
Investitionsvorhaben in Betrieben des produzierenden Gewerbes, des
Einzelhandels sowie der Dienstleistungen gewahrt werden, die weniger als 250
Mitarbeiter beschaftigten und deren Jahresumsatz hochstens 40 Mio. Euro oder
Bilanzsumme hochstens 27 Mio. Euro erreicht. Sind grolere Unternehmen zu mehr
als einem Viertel beteiligt, gilt das Unternehmen nicht als mittelstandisch.

Von der Forderung ausgeschlossen sind:

e Landwirtschaft- und Ernahrungssektor einschl. Verarbeitung mit Ausnahme
von Handwerksbetrieben mit Versorgungsfunktion auf lokaler Ebene

e Bergbau, Abbau von Sand, Kies, Ton, Steinen und vergleichbare Zweige der
Urproduktionen

e Energie- und Wasserversorgung, auf’er Anlagen, die dem betrieblichen
Eigenbedarf dienen

e GroRhandel mit Konsumgutern
e Grol¥flachiger Einzelhandel
o Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe

e Einrichtungen der sozialen Infrastruktur wie Krankenhauser, Kiliniken,
Sozialstationen, ambulante Pflegeeinrichtungen und Arztpraxen

e Stiftungen

e Gastronomie

e Vergnugungsstatten
e Sexshops

e Immobilienmakler und —unternehmen einschl. Unternehmen der
Wohnungswirtschaft und Eigentumer von Wohngebauden

Die zu férdernde Investition darf nicht bereits durch andere Férderprogramme der
EU oder Programme des Bundes oder des Landes, die Mittel der EU enthalten,
begunstigt sein bzw. werden.

§4

Zuwendungsvoraussetzungen

Die Forderung beschrankt sich auf Vorhaben von KMU, die auf Basis des
Entwicklungskonzeptes Innenstadt vom 30.10.2006 der Entwicklung der Innenstadt
dienen. Das Forderungsgebiet umfasst in der City den Bereich zwischen
Rathausplatz, Bismarckstral3e, Berliner Platz und Zollhofstral’e (westliche Seite)
und in Ludwigshafen-Sud die Mundenheimer Stralde, (Nr. 215 bis 263 und Nr. 220
bis 264), wie aus der Karte ersichtlich. Schwerpunkte fur eine Forderung des
Einzelhandels sind in diesem Gebiet der Rathausplatz, die Ludwigstralle, die
nordliche Bismarckstralle bis zur Bahnhofstralle, die Bahnhofstral3e und die Kaiser-
Wilhelm-Stral3e.



In begriindeten Ausnahmefallen kann der Vergabeausschuss Betriebe im gesamten
Stadtumbaugebiet als forderwirdig einstufen.

Stadtumbau Innenstadt Ludwigshafen am Rhein
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§5
Art und Umfang, Hohe der Zuwendung



Die Forderung erfolgt auf Grundlage der EG-Verordnung Nr. 1998/2006 der
Kommission vom 15. Dezember 2006 Uber die Anwendung der Artikel 87 und 88
EG-Vertrag auf De-Minimis-Beihilfen Sie besteht aus einem Investitionszuschuss
und einem Arbeitsplatzbonus nach MaRRgabe der verfigbaren Mittel.

Die Zuwendung erfolgt durch einen nicht riickzahlungspflichtigen Zuschuss von bis
zu 35% des forderfahigen Investitionsvolumens. Zusatzlich kann ein nicht
ruckzahlungspflichtiger Bonus von 5.000 Euro flr jeden neu geschaffenen
versicherungspflichtigen unbefristeten Vollzeitarbeitsplatz und 7.500 Euro fur jeden
neu geschaffenen Ausbildungsplatz gewahrt werden. Die Foérderung von
versicherungspflichtigen Teilzeitarbeitsplatzen erfolgt anteilig.

Die gesamte Zuwendung ist auf max. 50 % des forderfahigen Investitionsvolumens
begrenzt, und betragt mindestens 500 Euro und hochstens 50.000 Euro.

Uber die gesamte Forderperiode begrenzt, kénnen je antragstellendes
Unternehmen max. 50.000 Euro bewilligt werden, in begrindeten Ausnahmen kann
dieser Betrag auch uberschritten werden.

Die Zuwendung wird nach Abschluss der Malnahme gegen Vorlage der
Originalrechnungs- und Zahlungsbelege sowie der Nachweise der Einrichtung der
geforderten Arbeits- und Ausbildungsplatze gewahrt.

§6
Verfahren

Antrage sind formgebunden bei der WirtschaftsEntwicklungsGesellschaft
Ludwigshafen am Rhein mbH, Rathausplatz 10 + 12. 67059 Ludwigshafen zu
stellen.

Mit der Antragstellung ist
e eine Kurzbeschreibung des Vorhabens,
e ein Lebenslauf des Antragstellers
e eine Aufstellung der zu sichernden bzw. zu schaffenden Arbeitsplatze
e ein Investitionsplan,
¢ ein Finanzierungs- und Zeitplan

e ein mindestens zwei Jahre umfassender Liquiditats- und Umsatzplan sowie
eine Bestatigung eines Kreditinstitutes Uber die Gesamtfinanzierung des
Vorhabens vorzulegen.

Der Antrag ist vor Beginn der InvestitionsmalRnahme zu stellen.

Uber die Zuwendungswiirdigkeit der Antrdge entscheidet ein Vergabeausschuss.
Der Vergabeausschuss besteht aus der Oberbirgermeisterin und je einem Vertreter
der Industrie- und Handelskammer Pfalz, der Handwerkskammer Pfalz, der
Sparkasse Vorderpfalz, der VR Bank Rhein-Neckar und des
Einzelhandelsverbandes Ludwigshafen. Der Bereich Stadtentwicklung der Stadt
Ludwigshafen nimmt beratend an den Sitzungen teil. Die Geschaftsfuhrung liegt bei
der WirtschaftsEntwicklungsGesellschaft Ludwigshafen am Rhein mbH (W.E.G.).
Der Vergabeausschuss gibt sich eine Geschaftsordnung.



Der Zuwendungsbescheid wird formgebunden wund schriftich durch die
Oberburgermeisterin oder einen Beauftragten erteilt. Auf die Forderung besteht kein
Rechtsanspruch.

Bei Nichteinhaltung bzw. —erfullung der Fordervoraussetzungen ist das begunstigte
Unternehmen zur Rickzahlung der gewahrten Zuschusse verpflichtet.

Die Auszahlung der Fordermittel erfolgt nach Einreichung der praffahigen
Rechnungen.

Im Ubrigen gilt fir die Gewahrung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung,
fur Nachweis und Prifung der Verwendung sowie ggf. die Aufhebung des
Bescheides und die Ruckforderung die Landeshaushaltsordnung (§ 44) und die
jeweiligen Verwaltungsvorschriften des Landes Rheinland-Pfalz.

§7

Fristen

Der Antragsteller hat spatestens drei Monate nach Zustellung des
Zuwendungsbescheides mit dem Vorhaben zu beginnen und diese spatestens
zwolf Monate nach Zustellung des Bescheides abzuschlieRen. Bei Nichteinhaltung
dieser Fristen verfallt der zugesagte Zuschuss.



2. Einzelbetriebliche Forderung zur Starkung der Wettbewerbs-
fahigkeit der Gastronomie in ausgewahlten Bereichen des
Stadtumbaugebietes Ludwigshafen Innenstadt, Teilbereich -
Mitte
,Gastronomie-Forderprogramm®

Ziel

Ziel ist qualitatsvolle Gastronomie in der sogenannten ,Kulturmeile“ anzusiedeln
bzw. die Qualitat der vorhandenen zu sichern oder zu verbessern Dafur sollen
notwendige Investitionen fur Umbaumalnahmen und in Innenausstattung sowie
die Schaffung und Sicherung von Arbeits- und Ausbildungsplatzen gefordert
werden.

§1

Zuwendungszweck

Die Stadt Ludwigshafen gewahrt finanzielle Zuwendungen im Rahmen (...) zur
Starkung der Wettbewerbsfahigkeit von gastronomischen Betrieben, insbesondere
zur Sicherung der bestehenden und Schaffung neuer Arbeitsplatze. Dies erfolgt
nach Malgabe dieser Richtlinie, der Haushaltsordnung des Landes Rheinland-Pfalz
v. 01. Januar 1972, (EFRE-Bescheid, Vertrag Land RP..).

§2

Gegenstand der Forderung

Ein Investitionsvorhaben kann geférdert werden, wenn es einen wesentlichen
Beitrag zur Entwicklung einer attraktiven Gastronomieszene im Fordergebiet leistet
sowie Arbeits- und Ausbildungsplatze geschaffen bzw. gesichert werden.

Forderfahig sind Sachinvestitionen insbesondere Investitionen fir eine Verlagerung
in das Fordergebiet, fur eine Erweiterung im Fordergebiet, fur den Umweltschutz,
Erstinvestitionen, Modernisierung und Bestandsicherung des Unternehmens mit
Ausnahme von Investitionen in Fahrzeuge (Kfz, LKW) und grundsatzlich gebrauchte
Wirtschaftsguter.



§3

Zuwendungsempfanger

Forderfahig sind ausschlieBlich gastronomische Betriebe wie Restaurants, Cafés
und Tanzlokale.

Die Mittel kénnen nur fur Investitionsvorhaben in Betrieben gewahrt werden, die
weniger als 250 Mitarbeiter beschaftigten und deren Jahresumsatz hoéchstens 40
Mio. Euro oder Bilanzsumme hochstens 27 Mio. Euro erreicht. Sind grollere
Unternehmen zu mehr als einem Viertel beteiligt, gilt das Unternehmen nicht als
mittelstandisch.

Von der Foérderung ausgeschlossen sind:
= Betriebe, deren Zweck Uberwiegend der Stralienverkauf oder Drive in ist

= Vergnugungsstatten wie Wettblros, Sexkinos, Stripteaselokale und Spielhallen
Die zu fordernde Investition darf nicht bereits durch andere Forderprogramme der
EU, des Bundes oder des Landes begunstigt sein bzw. werden.

§4

Zuwendungsvoraussetzungen

Die Forderung beschrankt sich auf Vorhaben von gastronomischen Betrieben, die
auf Basis des Entwicklungskonzeptes Innenstadt vom 30.10.2006 der Entwicklung
der Innenstadt dienen. Das Fordergebiet umfasst die ,Kulturmeile® (Wilhelm-Hack-
Museum, Pfalzbau, Burgermeister-Reichardt-Haus, Berliner  Platz, die
Bismarckstralde zwischen Kaiser-Wilhelm-Strale und Berliner Platz, den Blrgerhof
und den Rheinuferpark wie in der Karte ersichtlich.

In begrindeten Ausnahmefallen kann der Vergabeausschuss gastronomische
Betriebe im gesamten Stadtumbaugebiet als forderwurdig einstufen.
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Art und Umfang, Hohe der Zuwendung

Die Forderung erfolgt auf Grundlage der EG-Verordnung Nr. 1998/2006 der
Kommission vom 15. Dezember 2006 Uber die Anwendung der Artikel 87 und 88
EG-Vertrag auf De-Minimis-Beihilfen Sie besteht aus einem Investitionszuschuss
und einem Bonus fur Arbeits- bzw. Ausbildungsplatze nach Maligabe der
verfugbaren Mittel.

Die Zuwendung erfolgt durch einen nicht rickzahlungspflichtigen Zuschuss von bis
zu 35% des forderfahigen Investitionsvolumens. Zusatzlich kann ein nicht
ruckzahlungspflichtiger Bonus von 5.000 Euro fur jeden neu geschaffenen
versicherungspflichtigen unbefristeten Vollzeitarbeitsplatz und 7.500 Euro flr jeden
neu geschaffenen Ausbildungsplatz gewahrt werden. Die Forderung von
versicherungspflichtigen Teilzeitarbeitsplatzen erfolgt anteilig.

Die gesamte Zuwendung ist auf max. 50 % des forderfahigen Investitionsvolumens
begrenzt, und betragt mindestens 500 Euro und hochstens 50.000 Euro, in
begriindeten Ausnahmen kann dieser Betrag auch Uberschritten werden.

Die Zuwendung wird nach Abschluss der Malnahme gegen Vorlage der
Originalrechnungs- und Zahlungsbelege sowie der Nachweise der Einrichtung der
geforderten Arbeits- und Ausbildungsplatze gewahrt.

§6
Verfahren

Antrage sind formgebunden bei der WirtschaftsEntwicklungsGesellschaft
Ludwigshafen am Rhein mbH, Rathausplatz 10 +12, 67059 Ludwigshafen zu
stellen.

Mit der Antragstellung ist

e eine Kurzbeschreibung des Vorhabens,

¢ ein Lebenslauf des Antragsstellers

e eine Aufstellung der zu sichernden bzw. zu schaffenden Arbeitsplatze
¢ ein Investitionsplan,

¢ ein Finanzierungs- und Zeitplan

¢ ein mindestens zwei Jahre umfassender Liquiditats- und Umsatzplan sowie eine
Bestatigung eines Kreditinstitutes Uber die Gesamtfinanzierung des Vorhabens

vorzulegen.
Der Antrag ist vor Beginn der InvestitionsmalRnahme zu stellen.

Uber die Zuwendungswiirdigkeit der Antrdge entscheidet ein Vergabeausschuss.
Der Vergabeausschuss besteht aus der Oberbirgermeisterin und je einem Vertreter
der Industrie- und Handelskammer Pfalz, der Handwerkskammer Pfalz, der
Sparkasse Vorderpfalz, der VR Bank Rhein-Neckar und des
Einzelhandelsverbandes Ludwigshafen. Der Bereich Stadtentwicklung der Stadt
Ludwigshafen nimmt beratend an den Sitzungen teil. Die Geschaftsfuhrung liegt bei
der WirtschaftsEntwicklungsGesellschaft Ludwigshafen am Rhein mbH (W.E.G.).
Der Vergabeausschuss gibt sich eine Geschaftsordnung.



Der Zuwendungsbescheid wird formgebunden und schriftich durch die
Oberburgermeisterin oder einen Beauftragten erteilt. Auf die Forderung besteht kein
Rechtsanspruch.

Bei Nichteinhaltung bzw. —erfullung der Fordervoraussetzungen ist das begunstigte
Unternehmen zur Rickzahlung der gewahrten Zuschusse verpflichtet.

Der Zuwendungsempfanger ist verpflichtet spatestens ein Jahr nach Erhalt des
Zuwendungsbescheides die mit der Investition gesicherten bzw. geschaffenen
Arbeitsplatze  nachzuweisen. Bei Nichteinhaltung bzw. —erfillung der
Fordervoraussetzungen ist das begunstigte Unternehmen zur Rlckzahlung der
gewahrten Zuschusse verpflichtet.

Die Auszahlung der Fordermittel erfolgt nach Einreichung der praffahigen
Rechnungen.

Im Ubrigen gilt fir die Gewahrung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung,
fur Nachweis und Prifung der Verwendung sowie ggf. die Aufhebung des
Bescheides und die Ruckforderung die Landeshaushaltsordnung (§ 44) und die
jeweiligen Verwaltungsvorschriften des Landes Rheinland-Pfalz.

§7

Fristen

Der Antragsteller hat spatestens drei Monate nach Zustellung des
Zuwendungsbescheides mit dem Vorhaben zu beginnen und diese spatestens
zwolf Monate nach Zustellung des Bescheides abzuschlieRen. Bei Nichteinhaltung
dieser Fristen verfallt der zugesagte Zuschuss.



3. Einzelbetriebliche Forderung zur Schaffung von Arbeits- und
Ausbildungsplatzen zur Starkung der Wettbewerbsfahigkeit
von kleinen und mittleren Unternehmen mit Schwerpunkt im
Dienstleistungssektor im ausgewabhlten Bereich im
Stadtumbaugebiet Ludwigshafen Innenstadt, Teilbereich -
Mitte-

»Arbeits- und Ausbildungsplatzforderprogramm®

Ziel
Ziel ist im Stadtumbaugebiet kleine und mittlere Unternehmen mit Schwerpunkt im
Dienstleistungssektor anzusiedeln oder zu starken um Arbeits- und
Ausbildungsplatze zu schaffen. Daflr sollen notwendige  Investitionen fur
Umbaumalinahmen und in Innenausstattung mit einer Férderung flr neue Arbeits-
und Ausbildungsplatzen unterstiutzt werden.

§1

Zuwendungszweck

Die Stadt Ludwigshafen gewahrt finanzielle Zuwendungen im Rahmen der (..) zur
Starkung der Wettbewerbsfahigkeit von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU)
bei der Schaffung neuer Arbeits- und Ausbildungsplatze. Dies erfolgt nach
MalRgabe dieser Richtlinie, der Haushaltsordnung des Landes Rheinland-Pfalz v.
01. Januar 1972, (EFRE-Bescheid, Vertrag Land / Stadt..).

§2

Gegenstand der Forderung

Ein Investitionsvorhaben kann geférdert werden, wenn es einen wesentlichen
Beitrag zur Starkung der Innenstadt im Fordergebiet leistet und dadurch Arbeits-
und Ausbildungsplatze geschaffen werden.

Der Foérderung zugrunde liegende Investitionen sind Sachinvestitionen,
insbesondere Investitionen fur eine Verlagerung in das Fordergebiet, fur eine
Erweiterung im Fordergebiet, fur den Umweltschutz, Erstinvestitionen,
Modernisierung und Bestandsicherung des Unternehmens mit Ausnahme von
Investitionen in Fahrzeuge (Kfz, LKW) und grundsatzlich gebrauchte
Wirtschaftsguter sowie grundsatzlich Dekorationsgegenstande.



3
Zuwendungsempfanger

Die Mittel zur Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit von KMU kdnnen nur far
Investitionsvorhaben in Betrieben des produzierenden Gewerbes, des
Einzelhandels sowie der Dienstleistungen gewahrt werden, die weniger als 250
Mitarbeiter beschaftigten und deren Jahresumsatz hochstens 40 Mio. Euro oder
Bilanzsumme hochstens 27 Mio. Euro erreicht. Sind grolere Unternehmen zu mehr
als einem Viertel beteiligt, gilt das Unternehmen nicht als mittelstandisch.

Von der Forderung ausgeschlossen sind:

Landwirtschaft- und Ernahrungssektor einschl. Verarbeitung mit Ausnahme von
Handwerksbetrieben mit Versorgungsfunktion auf lokaler Ebene

Bergbau, Abbau von Sand, Kies, Ton, Steinen und vergleichbare Zweige der
Urproduktionen

Energie- und Wasserversorgung, aulder Anlagen, die dem betrieblichen
Eigenbedarf dienen

GroRRhandel mit Konsumgutern

Grol¥flachiger Einzelhandel und Uberregional tatige Einzelhandels- und
Fachfilialketten

Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe

Einrichtungen der sozialen Infrastruktur wie Krankenhauser, Kliniken,
Sozialstationen, ambulante Pflegeeinrichtungen und Arztpraxen

Stiftungen
Gastronomie
Vergnlgungsstatten
Sexshops

Immobilienmakler und —unternehmen einschl. Unternehmen der
Wohnungswirtschaft und Eigentimer von Wohngebauden

§4

Zuwendungsvoraussetzungen

Die Forderung beschrankt sich auf Vorhaben von KMU, die auf Basis des
Entwicklungskonzeptes Innenstadt vom 30.10.2006 der Entwicklung der Innenstadt
dienen. Das Fordergebiet umfasst die Innenstadt zwischen den Hochstra’en im
Norden und Siden, der Heinigstrale wie in der Karte ersichtlich.

In begriindeten Ausnahmefallen kann der Vergabeausschuss Betriebe im gesamten
Stadtumbaugebiet als forderwirdig einstufen.



Stadtumbau Innenstadt Ludwigshafen am Rhein
Richtlinie zur Bezuschussung von privaten MaBnahmen

Geltungsbereich Arbeits- und Ausbildungsplatzprogramm
- AN fl RO\, o WP g
T a ‘ // > ** hutzpol.
~l | % A %Q)@‘! | RSN
LN Y

£y

\

r' 2N N\
L TN

..
2 Binder-St- v
Stadths: ‘p L
QT3 %

N
QXS

.......... Stadtumbau-
Gesamtfordergebiet

- Sanierungsgebiet

= == mm 8 Arbeits- und Ausbildungs-
platzprogramm

2 Y 3;
N o
/Aé;allen-

D A

-
WIRTSCHAFTS q ~
D SR
g - « LUDWIGSHAFENa. Rh.mbH " """Loh

uuuuuu

STADT
LUDWIGSHAFEN
AM RHEIN

§5
Art und Umfang, Hohe der Zuwendung



Die Forderung erfolgt auf Grundlage der EG-Verordnung Nr. 1998/2006 der
Kommission vom 15. Dezember 2006 Uber die Anwendung der Artikel 87 und 88
EG-Vertrag auf De-Minimis-Beihilfen. Die Zuwendung erfolgt durch einen nicht
nichtriickzahlungspflichtigen Forderbetrag in Hohe von 5.000 Euro fir jeden neu
geschaffenen versicherungspflichtigen unbefristeten Vollzeitarbeitsplatz und 7.500
Euro fur jeden neu geschaffenen Ausbildungsplatz nach MalRgabe der verfigbaren
Mittel. Die Forderung von versicherungspflichtigen Teilzeitarbeitsplatzen erfolgt
anteilig.

Die gesamte Zuwendung wird auf max. 50 % des forderanrechnungsfahigen
Investitionsvolumens und ist héchstens 50.000 Euro begrenzt. Uber die gesamte
Forderperiode kdnnen je Antrag stellendes Unternehmen max. 50.000 Euro
bewilligt werden, in begriundeten Ausnahmen kann dieser Betrag auch uberschritten
werden.

Die Zuwendung wird nach Abschluss der Malnahme gegen Vorlage der
Originalrechnungs- und Zahlungsbelege sowie der Nachweise der Einrichtung der
zu forderten Arbeits- und Ausbildungsplatze gewahrt.

§6
Verfahren

Antrage sind formgebunden bei der WirtschaftsEntwicklungsGesellschaft
Ludwigshafen am Rhein mbH, Rathausplatz 10 + 12, 67059 Ludwigshafen zu
stellen.

Mit der Antragstellung ist

e eine Kurzbeschreibung des Vorhabens,

¢ ein Lebenslauf des Antragstellers

¢ eine Aufstellung der zu sichernden bzw. zu schaffenden Arbeitsplatze
¢ ein Investitionsplan,

¢ ein Finanzierungs- und Zeitplan

¢ ein mindestens zwei Jahre umfassender Liquiditats- und Umsatzplan sowie eine
Bestatigung eines Kreditinstitutes Uber die Gesamtfinanzierung des Vorhabens
vorzulegen.

Der Antrag ist vor Beginn der InvestitionsmalRnahme zu stellen.

Uber die Zuwendungswiirdigkeit der Antrdge entscheidet ein Vergabeausschuss.
Der Vergabeausschuss besteht aus der Oberbirgermeisterin und je einem Vertreter
der Industrie- und Handelskammer Pfalz, der Handwerkskammer Pfalz, der
Sparkasse Vorderpfalz, der VR Bank Rhein-Neckar und des
Einzelhandelsverbandes Ludwigshafen. Der Bereich Stadtentwicklung der Stadt
Ludwigshafen nimmt beratend an den Sitzungen teil. Die Geschaftsfuhrung liegt bei
der WirtschaftsEntwicklungsGesellschaft Ludwigshafen am Rhein mbH (W.E.G.).
Der Vergabeausschuss gibt sich eine Geschaftsordnung.

Der Zuwendungsbescheid wird formgebunden und schriftlich durch die
Oberburgermeisterin oder einen Beauftragten erteilt. Auf die Forderung besteht kein
Rechtsanspruch.



Bei Nichteinhaltung bzw. —erfullung der Fordervoraussetzungen ist das begunstigte
Unternehmen zur Rickzahlung der gewahrten Zuschusse verpflichtet.

Die Auszahlung der Fordermittel erfolgt nach Einreichung der praffahigen
Rechnungen.

Im Ubrigen gilt fir die Gewahrung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung,
fur Nachweis und Prifung der Verwendung sowie ggf. die Aufhebung des
Bescheides und die Ruckforderung die Landeshaushaltsordnung (§ 44) und die
jeweiligen Verwaltungsvorschriften des Landes Rheinland-Pfalz.

§7

Fristen

Der Antragsteller hat spatestens drei Monate nach Zustellung des
Zuwendungsbescheides mit dem Vorhaben zu beginnen und diese spatestens
zwolf Minate nach Zustellung des Bescheides abzuschlieen. Bei Nichteinhaltung
dieser Fristen verfallt der zugesagte Zuschuss.
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